
Stadtverwaltung Pößneck       Pößneck, April 2001 
 
 

Verwaltungskostensatzung der Stadt Pößneck 
 
 
Die Stadt Pößneck erlässt auf der Grundlage des § 19 Thür. Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 14. April 1998 
(GVB1. Nr. 5 S. 73), geändert durch Gesetz vom 18.07.2000 (GVBl. S. 177) in Verbindung mit  
den §§ 10 und 11 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes Thür KAG in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl. S. 301), geändert durch Gesetz vom 19.12.2000 
(GVBl. S. 418) folgende, vom Stadtrat am 21.06.2001 beschlossene Satzung. 
 

§ 1 
Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

 
(1) Für einzelne Amtshandlungen in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die auf Veranlassung 

oder überwiegend im Interesse einzelner vorgenommen worden sind, werden aufgrund die-  
ser Verwaltungskostensatzung in Verbindung mit dem jeweils gültigen Kostenverzeichnis 
Verwaltungsgebühren und Auslagen erhoben. 
 

(2) Gebühren, die aufgrund von Gesetzen und anderer – auch gemeindlicher/städtischer 
Rechtsvorschriften – erhoben werden, namentlich Benutzungsgebühren, bleiben von        
dieser Satzung unberührt. 
 

(3) Für Amtshandlungen in Weisungsangelegenheiten gelten die Vorschriften des Thüringer 
Verwaltungskostengesetzes. 

 
§ 2 

Gebührenfreie Amtshandlungen 
 
Gebührenfrei sind Amtshandlungen, die 
1. überwiegend im öffentlichen Interesse vorgenommen werden oder 
2. von einer Behörde in Ausübung der öffentlichen Gewalt veranlasst werden, es  sei denn,    

dass ein Dritter die Amtshandlung mittelbar veranlasst hat. 
 

§ 3 
Persönliche Gebührenfreiheit 

 
(1) Von der Entrichtung von Verwaltungsgebühren sind befreit: 
1. die Bundesrepublik Deutschland, die Bundesländer sowie juristische Personen des öffentli-

chen Rechts, welche nach deren Haushaltsplänen für ihre Rechnung verwaltet werden oder 
diesen gleichgestellt sind; 

2. Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, welche die Rechtsstellung einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 

3. Landkreise, Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstige kommunale Körperschaften des 
öffentlichen Rechts; 

4. Hochschulen, Studentenschaften, Forschungseinrichtungen und Studentenwerke, welche die 
Rechtsstellung einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts haben, andere 
Einrichtungen, die wissenschaftlichen oder Unterrichts- und Erziehungszwecken dienen und 
als gemeinnützig anerkannt sind; 

5. freie Wohlfahrtsverbände. 
 

(2) Anderen Bundesländern sowie juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die für deren 
Rechnung verwaltet werden oder diesen gleichgestellt sind, kann Gebührenfreiheit einge- 
räumt werden, wenn die Gegenseitigkeit gewährleistet ist. 



- 2 - 
 

(3) Absätze 1 und 2 finden keine Anwendungen auf Gebühren für Entscheidungen über die Ge-
währung von Fördermitteln und die Übernahme von Bürgschaften im Wohnungsbau und die 
Verwaltung dieser Förderungsmittel und Bürgschaften. 
 

(4) Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzlichen Vorschriften beruhen, 
bleiben unberührt. 

 
§ 4 

Gebühren in besonderen Fällen 
 
(1) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, so wird keine 

Gebühr erhoben. 
 

(2) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurückgenommen, nachdem mit der 
sachlichen Bearbeitung begonnen, die Amtshandlung aber noch nicht beendet ist, oder       
wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit abgelehnt, oder wird eine 
Amtshandlung zurückgenommen oder widerrufen, so ermäßigt sich die Gebühr um ein Viertel.  
 

(3) Die Stelle, welche die Gebühr festsetzt, kann die Gebühr ermäßigen oder von der Erhebung 
absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gebührenpflich-
tigen oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint. 

 
§ 5 

Kostengläubiger 
 
Kostengläubiger ist die Stadt Pößneck. 
 

§ 6 
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 
1. wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, wer die 

Kosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung 
übernommen hat, 

2. wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 7 
Kostenbemessung 

 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach dem anliegenden Kostenverzeichnis zur Verwal- 

tungskostensatzung, das Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

(2) Soweit die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes berechnet wird, ist der Wert zur Zeit der 
Beendigung der Amtshandlung maßgebend. Der Wert ist auf Verlangen nachzuweisen. Die 
Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes beträgt mindestens 1 €. Die Gebühr steigt in Stufen 
von je 0,5 €, dabei werden Centbeträge über 0,25 € nach oben, Centbeträge bis 0,25 € nach 
unten auf volle 0,5 € gerundet. 
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§ 8 
Rahmengebühren 

 
Bei Amtshandlungen, für die in dem Kostenverzeichnis ein Rahmen festgelegt ist, wird die Ge- 
bühr bemessen: 
1. nach der Bedeutung des Gegenstandes und dem wirtschaftlichen Nutzen für die Beteiligten, 
2. nach dem mit der Vornahme der Amtshandlung verbundenen Aufwand und 
3. nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des Gebührenschuldners. 
 

§ 9 
Pauschgebühren 

 
Die Gebühr für regelmäßig wiederkehrende Amtshandlungen kann auf Antrag für einen im vor-  
aus bestimmten Zeitraum, jedoch nicht für länger als ein Jahr durch einen Pauschbetrag abge-
golten werden. 
 
Bei Bemessung des Pauschbetrages ist der geringere Umfang der Verwaltungsarbeit zu be-
rücksichtigen. 
 

§ 10 
Auslagen 

 
Werden bei der Amtshandlung besondere bare Auslagen notwendig, so sind sie zu erstatten,  
auch wenn die Amtshandlung gebührenfrei bleibt. Für die Erhebung der Auslagen gelten die 
Vorschriften über die Gebührenerhebung entsprechend. 
 

§ 11 
Kostenentscheidung 

 
(1) Die Kosten (Gebühren und Auslagen) werden von Amts wegen festgesetzt. Die Entschei-  

dung über die Kosten soll, soweit möglich, zusammen mit der Sachentscheidung ergehen. 
 

(2) Aus der Kostenentscheidung müssen mindestens hervorgehen: 
1. die kostenerhebende Behörde 
2. der Kostenschuldner, 
3. die kostenpflichtige Amtshandlung 
4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge 
5. wo, wann und wie die Gebühren und Auslagen zu zahlen sind. 

 
(3) Die Kostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag schriftlich zu bestätigen. 

Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, sind auch die Rechtsgrundlagen     
für die Erhebung der Kosten sowie deren Berechnung anzugeben. 

 
§ 12 

Entstehen, Fälligkeiten 
 
(1) Die Kostenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang bei der zu-

ständigen Behörde, im Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 
Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstat-
tenden Betrages. 
 

(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Schuldner fällig, 
wenn nicht die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt. 
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(3) Eine Amtshandlung, die auf Antrag vorzunehmen ist, kann von der Zahlung eines angemes-
senen Vorschusses oder von einer angemessenen Sicherheitsleistung bis zur Höhe der vor-
aussichtlich entstehenden Kosten abhängig gemacht werden. 

 
§ 13 

Stundung, Erlass und Niederschlagung 
 
Für die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung und die Herabsetzung von Gebührenforde-
rungen gelten gem. § 15 Abs. 1, Nr. 4, 5 und 6 ThürKAG die §§ 163 Abs. 1 (abweichende Fest-
setzung wegen Unbilligkeit), 222 (Stundung), 227 Abs. 1 (Erlass) und 261 (Niederschlagung)     
der Abgabenordnung. 
 

§ 14 
Vollstreckung 

 
Rückständige Gebühren, die nach dieser Verwaltungskostensatzung erhoben werden, unter- 
liegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den Bestimmungen des 
Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes vom 27.09.1994 (GVBl. S. 1053) 
„in der jeweils geltenden Fassung“. 
 

§ 15 
Rechtsbehelf 

 
Gegen die Erhebung von Gebühren aufgrund dieser Verwaltungskostensatzung sind die 
Rechtsbehelfe nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. Durch 
Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die Heranziehung von Gebühren nach dieser Satzung    
wird die Verpflichtung zur Zahlung nicht aufgehoben. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt ab dem 01.01.2002 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verwaltungskostensatzung vom 04.12.1995 außer Kraft. 
 
Pößneck, den 30.05.2001 
 
 
R o o l a n t 
Bürgermeister 
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Kostenverzeichnis zur Verwaltungskostensatzung der Stadt Pößneck 
 
Allgemeine Verwaltungsgebühren  
lfd. Nr.    Gegenstand         Gebühr in Euro 
 
1. Abschriften, Vervielfältigungen 

 
- Abschriften je angefangene Seite 
   im Format DIN A 5          1,50 € - 3,00 € 
   im Format DIN A 4          2,50 € - 5,00 € 
 
Bei Schriftstücken in fremder Sprache oder in größeren Formaten 
als DIN A 4 oder wenn bei Vervielfältigungen außergewöhnliche Per- 
sonal- o. Sachaufwendungen entstehen, kann der Pauschalsatz nahe 
dem Maß des Verwaltungsaufwandes je Seite erhöht werden bis    5,00 € 
 
- Vervielfältigungen über Kopierer 
  Format DIN A 4            0,50 €  
  Format DIN A 4 Folie          2,00 € 
  Format DIN A 3             0,80 €  
  Format DIN A 2             3,00 € 
  Format DIN A 1                       6,00 € 
  Format DIN A 0                  13,00 € 
  mit Büro-Druckgeräten (Computer) bis  
  zum Format DIN A 4 in einer Auflage je Seite          1,00 € - 3,00 € 
 
- Auszüge aus städtischen Kartenwerken oder Bebauungsplänen 
  oder sonstige Fotokopien      
  Format DIN A 4            1,00 €  
  Format DIN A 4 Folie          2,00 € 
  Format DIN A 3             1,60 €  
  Format DIN A 2             6,00 € 
  Format DIN A 1                     12,00 € 
  Format DIN A 0                  24,00 € 
     

2.  Akteneinsicht 
 
 - Die Einsicht in Akten, Karteien, Register und dgl., soweit sie  
   nicht zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt und wenn in einer 
   anderen Tarifzahl keine Gebühren vorgesehen sind 
   für die 1. angefangene halbe Stunde         1,50 € 
   für jede weitere halbe Stunde je          2,50 € 
        
 - Schriftliche Auskunft zur Marktforschung und für wirtschaftliche 
   Dispositionen und Prognosen  
       Grundgebühr          5,00 € 
   zzgl. je angefangene Seite         1,50 € 
   Beglaubigungen von Urkunden und 
   Bescheinigungen für den Gebrauch im Ausland      5,00 € - 15,00 € 
                   
   Ausstellung von Zeugnissen, Bescheinigungen und Ausweisen 
   (wenn Gebühren nicht nach anderen Tarifzahlen zu erheben sind)   1,00 € - 100,00 € 
         
   Bescheinigung über öffentliche Abgaben früherer Jahre     5,00 € 
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3.  Schreibauslagen 
 

- Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erklärung, die 
   von Privatpersonen zu deren Nutzen gewünscht wird (die Nieder- 

               schrift über die Erhebung von Rechtsbehelfen ist ausgenommen) 
   je Viertelstunde          8,00 € 
   für An- und Abmeldungen         1,50 € 
 

4. Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und 
 Ausweise 
 
 Beglaubigungen von Unterschriften        2,50 € 
 Beglaubigungen von Abschriften je Seite 
 der Erstausfertigung          2,50 € 
 der Durchschrift          1,50 € 
 
5.  Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen u. a. 
 
 zum unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene Ver- 
 waltungstätigkeiten, wenn keine andere Gebühr vorgeschrieben ist   5,00 € - 500,- € 
        
6.  Verwaltungstätigkeiten,  
      die nach Art und Umfang in der Gebührensatzung nicht näher be- 
  stimmt werden können und die mit besonderer Mühe verbunden sind 
 
 - für jede angefangene halbe Stunde                5,00 € - 20,00 € 
             
7. Zweitausfertigung von Steuer- und sonstigen Bescheiden     5,00 € 
 
8.   Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung Dritter von 

Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen 
Anlagen ausgeführt werden        8,00 € - 80,00 € 

 
9. Feststellungen, Genehmigungen, Besichtigungen, Gutachten, 

Auskünfte, Auszüge, technische Arbeiten und zwar für 
 

- Auskünfte mit erheblichem Zeitaufwand, je angefangene ½ Stunde   5,00 € 
- Büroarbeiten je angefangen ½ Arbeitsstunde              5,00 € - 18,00 € 
 
- Außenarbeiten je angefangene ½ Arbeitsstunde einschl. Anmarsch- 
  weg von der Dienststelle bzw. von der vorhergehenden Baustelle     5,00 € - 18,00 € 
 

10. Zuteilung bzw. Änderung einer Hausnummer            18,00 €  
 

11.  Erteilung eines Bescheides zum Vorkaufsrecht               10,00 € - 50,00 €  
 
12. Rechtsbehelfe 
 

- Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, soweit nicht 
  § 4 der Verwaltungskostensatzung anzuwenden ist und der  
  Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbehelf Erfolg hat, 
  die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber aufgrund unrichti- 
  ger oder unvollständiger Angaben vorgenommen bzw. abgelehnt  
  worden ist einschl. der Entscheidungen über Widersprüche Dritte   5,00 € - 500,00 € 

 


